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Mit der Anerkennung als juristische Person werden 
auch keine Aussagen über die Rechtsstellung, d. h. die 
Gesamtheit der subjektiven Rechte und Pflichten, die 
einer Wirtschaftseinheit zusteht, getroffen. Der Rechtsbe­
griff der juristischen Person in seiner traditionellen Aus­
prägung vermag keinen Beitrag zur inhaltlichen Bestim­
mung der Rechtsstellung von Kombinat und Kombinats- 
betrieb zu leisten. Dies ist jedoch eine wesentliche recht­
liche Seite der weiteren Kombinatsentwicklung.

Die Rechtsfähigkeit der Kombinate und der Kombinats- 
betriebe ist eng verknüpft mit dem Recht und der Pflicht, 
einen Namen zu führen, mit dem sie im Rechtsverkehr 
auftreten. Der Kombinatsname muß einen Hinweis auf 
das Volkseigentum enthalten (§3 Abs. 4 KombinatsVO). 
Es ist folglich die Bezeichnung „VE Kombinat ...“ aus­
reichend. Damit wird auch namensrechtlich klargestellt, 
daß das Kombinat kein Betrieb ist. Wenn die Regelung 
aber auch die Bezeichnung „VEB Kombinat ...“ nicht 
ausschließt, so ist dies dem Anliegen geschuldet, Kombi­
nate nicht unbedingt zu einer Namensänderung zu veran­
lassen.10 Die Bezeichnung Kombinat ist nicht vorgeschrie­
ben, jedoch sollte dem Namen ein entsprechender Hinweis 
hinzugefügt werden.

Die Vertretung im Rechtsverkehr

Dem Kombinat und den Kombinatstoetrieben ist gemein­
sam, daß sie organisierte Kollektive darstellen. Dieses 
organisatorische Gliederungsmoment bedingt, daß die 
Handlungsfähigkeit der Wirtschaftseinheiten, die von der 
Rechtsfähigkeit umfaßt wird und deshalb nicht besonders 
geregelt ist, nur von einzelnen Mitgliedern des Kollektivs 
wahrgenommen werden kann.

§ 30 KombinatsVO geht in Anlehnung an § 55 ZGB 
von der Konzeption der gesetzlichen Vertretung aus: Das 
Kombinat und der Kombinatsbetrieb werden im Rechts­
verkehr durch den Generaldirektor bzw. den Betriebsdi­
rektor — im Fall der Verhinderung durch den von ihnen 
bestimmten Stellvertreter — vertreten. Die Fachdirekto­
ren sind berechtigt, das Kombinat bzw. den Kombinats­
betrieb im Rahmen ihres Aufgaben- und Verantwor­
tungsbereichs im Rechtsverkehr zu vertreten.

Man wird dem in §§ 5 Abs. 1, 6 Abs. 3, 24 Abs. 1, 
27 Abs. 1 KombinatsVO verankerten Prinzip der Einzel­
leitung jedoch nicht gerecht, wenn man die Stellung des 
Generaldirektors bzw. des Betriebsdirektors nur unter 
dem Aspekt der gesetzlichen Vertretung betrachtet. Die 
Gesamtverantwortung des Generaldirektors für das Kom­
binat bzw. des Betriebsdirektors für den Kombinatsbetrieb 
hat eine Entscheidungskompetenz zur Folge, die auf die 
Wahrnehmung bzw. Erfüllung der Rechte und Pflichten 
der jeweiligen Wirtschaftseinheit gerichtet ist. Die Gene­
raldirektoren bzw. Betriebsdirektoren sind willensbilden­
de und rechtsverbindlich handelnde Organe der Wirt­
schaftseinheiten; in ihr Handeln ist das Recht zur umfas­
senden Vertretung eingeschlossen. Es sollte daher bei der 
Vertretung durch den Generaldirektor bzw. Betriebsdi­
rektor richtigerweise von einer O r g a n v e r t r e t u n g  
gesprochen werden, da sie sich inhaltlich von der gesetz­
lichen Vertretung durch die Fachdirektoren abhebt. Einen 
Teil der Organvertretung stellt auch die Vertretungsbe­
fugnis der vom Generaldirektor bzw. Betriebsdirektor für 
den Fall ihrer zeitlichen Abwesenheit eingesetzten Stell­
vertreter dar.

In der KombinatsVO werden in erheblichem Umfang 
Rechte und Pflichten direkt an die Generaldirektoren 
bzw. die Direktoren der Kombinatsbetriebe geknüpft. 
Hieraus folgt aber nicht, daß die Organe als Träger aller 
dieser Rechte und Pflichten aufzufassen sind. Diese Vor­
schriften können nur als eine besondere Hervorhebung 
der Verantwortung dieser Organe für die Ausübung der 
Rechte bzw. Erfüllung der Pflichten angesehen werden.

Die Verantwortung der Generaldirektoren bzw. der

Betriebsdirektoren ist zugleich persönliche Verantwortung 
gegenüber der Gesellschaft und dem Staat. In bezug auf 
die Generaldirektoren ist dies in §5 Abs. 2 KombinatsVO 
ausdrücklich hervorgehoben. Dem entspricht auch die Re­
gelung in § 24 KombinatsVO über die Berufung und Ab­
berufung der Generaldirektoren sowie über die Beziehun­
gen zwischen dem Ministerium und dem Kombinat, die 
als ein Verhältnis zwischen Minister und Generaldirektor 
gestaltet sind: Nur der Minister ist gegenüber dem Gene­
raldirektor weisungsberechtigt, und der Generaldirektor 
ist berechtigt, die vom Minister zu treffenden Entschei­
dungen oder Abstimmungen zu verlangen. Dies wirft eine 
Reihe theoretischer Fragen auf (z. B. die nach der Sub­
jektstellung des Generaldirektors11), die eine Lösung ver­
langen.

Die gesetzlichen Vertreter des Kombinats und der Be­
triebe sind gemäß § 4 Abs. 1 Ziff. 9 der VO über die Füh­
rung des Registers der volkseigenen Wirtschaft vom
10. April 1980 (GBl. I Nr. 14 S. 115) in das Register einzu­
tragen.

Alle übrigen Mitarbeiter eines Kombinats oder Betrie­
bes sowie dritte Personen können die Wirtschaftseinhei­
ten nur vertreten, wenn ihnen Vollmacht erteilt wurde 
(§ 30 Abs. 3 KombinatsVO).

Die Gestaltung der Rechtsstellung

Unter der Rechtsstellung wird die Gesamtheit der sub­
jektiven Rechte und Pflichten verstanden, die einer Wirt­
schaftseinheit auf Grund von Rechtsvorschriften oder 
normierten Einzelentscheidungen staatlicher Organe oder 
übergeordneter Wirtschaftseinheiten (z. B. Statuten und 
Ordnungen) zustehen. Damit wird die Rechtsstellung 
zum wesentlichen Unterscheidungskriterium zwischen dem 
Kombinat und seinen Betrieben.

Die Rechte und Pflichten des Kombinats und der Kom­
binatsbetriebe leiten sich aus der jeweiligen Aufgaben­
stellung entsprechend der notwendigen Arbeitsteilung im 
Rahmen des Kombinats ab. Mit der Regelung in der Kom­
binatsVO kam es vor allem darauf an, die Einheit des 
Kombinats mit einem sich entwickelnden, relativ ge­
schlossenen Reproduktionsprozeß — von der Forschung 
und Entwicklung über die Produktion bis zum Absatz der 
Erzeugnisse — bei einer Vielfalt von ökonomisch und ju­
ristisch selbständigen Betrieben zu wahren. Das Recht 
mußte einerseits die Einheit des Kombinats sowie dessen 
Integration in das System der Wirtschaftsleitung gewähr­
leisten; zum anderen mußte es ein reibungsloses Wirken 
der Betriebe im Rahmen des Kombinats sichern. Hierbei 
konnten weder die Rechte und Pflichten der Kombinats­
betriebe ab bloßes Zuordnungs- oder Delegierungspro­
blem behandelt noch die Rechte und Pflichten des Kombi­
nats als zentralisierte Befugnisse bzw. .Aufgaben der Be­
triebe angesehen werden, wie es grundsätzlich nach der 
VEB-VO der Fall war. Sowohl dem Kombinat als auch 
dem Betrieb mußten originäre Befugnisse eingeräumt 
werden, die in ihrem Zusammenwirken die Erfüllung der 
Aufgaben des Kombinats in seiner Einheit gewährleisten. 
Die KombinatsVO hat diesem Anspruch teilweise Rech­
nung getragen. Damit wurde ein Schritt in der Weiterent­
wicklung des Wirtschaftsrechts getan.

Bei einer Reihe von Aufgaben legt die KombinatsVO 
eindeutig fest, daß sie vom Kombinat wahrzunehmen 
sind.

Planungsaufgaben
Das Hauptinstrument bei der Herausbildung des relativ 
geschlossenen Reproduktionsprozesses stellt die Planung 
dar. Mit dem Plan ist die innere Geschlossenheit des Re­
produktionsprozesses des Kombinats zu sichern (§ 9 Abs. 3 
KombinatsVO). Grundlage der Planung des Kombinats 
und seiner Betriebe sind der Fünfjahrplan und Jahres­
volkswirtschaftsplan. Die dem Kombinat erteilten Staat-


